
Nachschlagewerk: ja

BGHZ: neiü

RVO § 636 Abs. 1, 2

Der für einen A rbeitsunfall erforderliche innere Zu­
sammenhang der in  einem fremden Betrieb ausgeübten 
T ätigkeit des Arbeitnehmers, bei der der Unfall ein­
getreten i s t ,  mit dem Betriebe seines Stammunter­
nehmers kann nicht a lle in  damit begründet werden, daß 
die T ätigkeit für dessen Betrieb typisch i s t  oder daß 
der Stammunternehmer durch Zurverfügungstellen feh ler­
hafter B etriebsm ittel (z.B . eines Gerüstes) die Ur­
sache des U nfalls gesetzt hat.
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BUNDESGERICHTSHOF

IM NAMEN DES VOLKES

VI ZR 242/69 URTEIL

in  dem R echtsstreit

Verkündet am
18. Mai 1971 
K r i  e g 1 

Amts Inspektor
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

der Württ.Bau-Berufsgenossenschaft, «-p+e-pHhrer
ŵ ^ t r .® ,g e s e t z l . v e r t r .  durch ihren Hauptgeschäftsfuhr er 
Direktor daseihst,

Klägerin und Re vi sions klägerin,

-  Prozeßbevollmächtigte: Rechtsanwälte 
Prof.Dr. und Dr.

gegen

den Gipsermeister Albert 
i t r a ß e Ä i

Beklagten und Revisionsbeklagten,

-  Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Frhr.v



Der VI. Z ivilsenat des Bundesgerichtshofs hat 
auf die mündliche Verhandlung vom 4. Mai 1971 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Pehle und der Bundes 
rich ter Dr. Bode, Dr. Weber, Prof; Dr. NÜßgens und 
Scheffen

für R e c h t  erkannt:

Auf die Revision der Klägerin wird das 
a n ste lle  der Verkündung am 23 ./24 . Ju li 1969 
zu g este llte  U rteil des 11. Z ivilsenats des 
Oberlandesgerichts Stuttgart aufgehoben.

Die Sache wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der 
Revision, an das Berufungsgericht zurück­
verwiesen.

Von Rechts wegen.

Tatbestand:

Der Beklagte, der Inhaber eines Gipsergeschäf- 
tes war, errich tete  am Wohnhaus des Flaschnermeisters 
Richard K flH Bifür einen Erweiterungsbau ein  L eiter­
gerüst. Richard £ ■ ■ ■  führte die Gips erarbeiten  
se lb st aus, wobei ihm sein  Sohn Dieter K f l lB , der 
damals bei dem Beklagten a ls  Gipser beschäftigt war, 
geholfen hat. Als d ieser am 26. April 1965 nach Ar­
beitsschluß mit dem Grundieren des Dachgesimses be­
sch ä ftig t war, stürzte er von dem obersten Belag des 
Gerüstes ab und wurde schwer v e r le tz t . Das Gerüst 
bestand aus einsprossigen Leitern, deren Sprossen
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nicht durch Spannschrauben gesichert waren. Die 
Klägerin hat den Unfall a ls  A rbeitsunfall im Be­
trieb  der Flaschnerei Richard K flH B  & Sohn an­
erkannt. Sie nimmt den Beklagten aus § 1542 RVO 
wegen der von ihr für Dieter K flB V aus Anlaß des 
Unfalls erbrachten Leistungen auf Schadensersatz 
in  Anspruch. Sie macht einen Betrag von 12.264,62 IM 
nebst Zinsen geltend und begehrt die F eststellun g, 
daß der Beklagte ihr insow eit, a ls  Ersatzansprüche 
auf e ie  übergegangen sind, Schadensersatz bezüglich  
der für Dieter KHHBaus Anlaß des Unfalls er­
brachten und noch zu erbringenden Aufwendungen zu 
le is te n  habe.

Die Parteien s tre iten  darüber, ob dem Be­
klagten das H aftungsprivileg des § 636 RVO n.F.zu­
gute kommt und ob ihm gegebenenfalls grobe Fahr­
lä ss ig k e it  zur Last f ä l l t .

Landgericht und Oberlandesgericht haben die 
Klage abgewiesen. Mit der Revision verfo lg t die 
Klägerin ihre Klageansprüche w eiter.

Entscheidungsgründe;

Das Berufungsgericht h ä lt die Voraussetzungen 
des Haftungsausschlusses nach § 636 RVO n.F. für 
gegeben. Es s ieh t sich  durch den Rentenbescheid der 
Klägerin vom 13. April 1966 nicht gebunden, den 
Unfall a ls  einen A rbeitsunfall zu werten, der auch 
dem Betrieb des Beklagten zuzurechnen i s t .
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Die Revision meint, das Berufungsgericht habe 
es nicht auf die Art der von Dieter £■■■■ aus geübten 
T ätigkeit a ls  Gipser ab stellen  dürfen. Entscheidend 
se i vielmehr, für welches Unternehmen die Arbeit aus­
geführt werde, d.h. wem a ls  Träger des G eschäftsrisi­
kos das w irtsch aftlich e Ergebnis unmittelbar zum Vor­
t e i l  gereiche. D ieter XflHHlhabe den Unfall aber ein ­
deutig bei einer T ätigkeit für seinen Vater e r lit te n .  
Auch se i er durch die Benutzung des vom Beklagten er­
s te l l t e n  Gerüstes für die nach Arbeitsschluß ausge­
übte Tätigkeit nicht in  dessen Betrieb eingegliedert 
worden. Das Berufungsgericht habe die Voraussetzungen 
für die Zuordnung der beim Unfall ausgeführten Arbeit 
zum Betrieb eines weiteren Unternehmers im Sinne von 
§ 636 Abs. 2 RVO n.F* verkannt und den Sachverhalt 
feh lerhaft gewürdigt. Auch ohne eine erweiternde 
Konstruktion se i ein  umfassender Versicherungsschutz 
des Arbeitnehmers im Gesetz geregelt.

Das Berufungsurteil h ä lt den Angriffen der 
Revision nicht stand.

I .

1. Der Unfall hat sich  nach dem Inkrafttreten  
des Gesetzes zur Neuregelung des Rechts der gesetz­
lichen  Unfallversicherung -  UVNG -  vom 30. April 1963 
(BGBl. I 241 f f )  zugetragen. Daher i s t  die Frage der 
E rsatzpflich t des Beklagten nach der Reichs versicherungs 
Ordnung in  ihrer neuen Fassung zu beurteilen .

Die h ier zu entscheidende Frage, ob der Ver­
le tz te  'bei der T ätigkeit, d ie zu dem Unfall geführt



-  5 -

hat, auch in  den Betrieb des Beklagten eingegliedert 
war, i s t  sowohl eine Tatfrage a ls  auch eine re v is ib le  
Rechtsfrage (Herding/Schmalzl, Vertrags ge st altung und 
Haftung'im Bauwesen 2. Aufl. Anm. 46, 7 ). Wenngleich 
es für ihre Beantwortung immer auf die Umstände des 
F alles ankommt, u n terlieg t es der revisionsrechtlichen  
Prüfung, ob der Tatrichter von einem zutreffenden Be­
g r if f  des A rbeitsunfalls in einem bestimmten Betriebe, 
hier dem des Beklagten, ausgegangen i s t .

Die neue Vorschrift des § 636 Abs.2 RVO s t e l l t  
die Bestätigung der Ergebnisse früherer höchstrichter- 
lich er  Rechtsprechung dar (BGHZ 24, 247, 248), die 
für bestimmte Fallgruppen den Satz a u fg e s te llt  h atte , 
der Haftung s aus Schluß könne neben dem sog. Stammunter*- 
nehmen auch einem Fremduntemehmen zugute kommen 
(sog. mehrseitiges A rbeitsV erhältnis)•
Das sch ließ t a llerd ings nicht aus, die Vorschrift ent­
sprechend ihrem insoweit klaren Wortlaut umgekehrt 
auch zugunsten des Stammunternehmers anzuwenden, wenn 
die Berufsgenossenschaft mit Bindung für die Gerichte 
(§ 638 RVO n .F .) den Unfall a ls  A rbeitsunfall im 
Unternehmen eines Fremdunternehmers anerkannt hat, wie 
dies h ier geschehen i s t .  Solche Anwendung se tz t  je­
doch -  wie sich aus der Bezugnahme des § 636 Abs.2 
auf die Vorschrift des Abs. 1 aaO ergibt -  voraus, 
daß der Unfall a ls  A rbeitsunfall (auch) im Unternehmen 
des Stammunternehmers anzusehen i s t .  Dazu bedarf es 
eines inneren Zusammenhangs derjenigen T ätigkeit des 
Arbeitnehmers, bei der der Unfall eingetreten i s t ,  
mit dem Stammunternehmen. Denn ein  A rbeitsunfall im 
Sinne des § 636 Abs. 1 RVO n.F. i s t  ein  U nfall, den 
ein  Versicherter bei einer der in  den §§ 539, 540
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und 543 bis 545 genannten Tätigkeiten er le id et  
(§ 548 Abs. 1 RVO n .E .) . Es handelt sich  um die 
Zurechnung eines bestimmten E reignisses zu dem 
Verantwortungskreis des Unternehmers und damit zu 
seinem Versicherungsträger (Gesamtkoramentar RVO 
§ 548 Anm. 4). Die g ese tzesp o litisch e  R echtferti­
gung des § 636 RVO n.P. l ie g t  darin, dem Unternehmer 
einen Ausgleich dafür zu geben, daß er durch seine  
Leistungen für einen umfassenden Versicherungs­
schutz der bei ihm arbeitenden Personen zu sorgen 
hat; ferner so llen  Auseinandersetzungen über Un­
f a l l  Verantwortung und Unfallhaftung, die den inneren 
B etriebsfrieden stören, eingeschränkt werden (BGHZ 
24, 247» 248). Eindeutig auf eigenw irtschaftliche  
oder betriebsfremde Zwecke gerichtete Tätigkeiten  
sind aber ohne Rücksicht auf ihre Dauer dem Unter­
nehmen nicht zuzurechnen. Eine solche eigenwirt­
sch aftlich e  T ätigkeit l ie g t  dann vor, wenn auf den 
Entschluß und das Verhalten des V erletzten nicht die 
Absicht, das Unternehmen (h ier das Stammuntemehmen) 
zu fördern, sondern die Befolgung persönlicher In­
teressen  derart eingewirkt haben, daß d ie Beziehung 
der T ätigkeit zu dem Unternehmen bei der Bewertung 
der Unfallursache a ls  unerheblich ausgeschieden wer­
den muß (Lauterbach, Unfallversicherung 3. Aufl.
§ 548 Anm. 46 m.w.N.).

2. Der Rechtsfehler des Berufungsgerichts l ie g t  
darin, daß es für den "inneren Zusammenhang” zwischen 
der von Dieter ausgeübten G ipsertätigkeit
mit dem Unternehmen des Beklagten b ere its  ausreichen  
lä ß t, daß es sich  hierbei um eine für den Betrieb 
des Stammuntemehmens typische Arbeit handelte
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und daß sich der Unfall auf einem von dem Beklagten 
mit H ilfe des Verunglückten au fgeste llten  Gerüst 
ereignete.

Zwar i s t  eine weite Auslegung des § 636 RVO n. F. 
s ta tth a ft . Die allgemeine Regel, wonach Haftungsaus­
schlüsse eng auszulegen sind, g i l t  h ier nicht 
(Lauterbach aaO § 636 Anm. 5 m.w.N.). Jedoch muß die 
Anwendung im E in ze lfa ll durch den Sinn und Zweck 
der Vorschrift noch gedeckt se in .

a) Hierfür genügt n ich t, daß die beim Unfall 
ausgeübte T ätigkeit, wie das Berufungsgericht meint, 
für den Betrieb des Stammuntemehmers typisch i s t .
Der Arbeitnehmer wird bei der Ausübung einer eigen­
w irtschaftlichen  T ätigkeit, z.B. bei einer en tge lt­
lichen  F re ize itarb eit, in  der Regel in  seinem Fach 
arbeiten. Damit a lle in  V erfolgt er aber noch nicht 
b etrieb lich e Zwecke seines Stammunternehmers. Es i s t  
aus dem vom Berufungsgericht bisher fe s tg e s te ilte n  
Sachverhalt jedenfa lls nicht e r s ic h tlic h , daß die  
Grundierung des Dachgesimses am Neubau des Richard

irgend etwas mit dem Betrieb des Beklagten zu 
tun h atte .

b) Es genügt auch n ich t, daß der Stammunter­
nehmer durch eine -  von seiner Person her gesehen -  
im Rahmen des Unternehmens liegende T ätigkeit, h ier  
durch die Aufstellung eines fehlerhaften Gerüstes, 
die Ursache des U nfalls gesetzt hat. Würde man diesen  
Umstand für ausreichend halten, so könnte das zur 
Folge haben, daß U nfälle, die ein  Arbeitnehmer bei 
eigenw irtschaftlicher F re izeitarb eit durch Benutzung
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f

feh lerhafter B etriebsm ittel seines Stammunternehmers 
e r le id e t , allgemein a ls  in  diesem Unternehmen so­
z ia lversich ert gewertet werden müßten. Die Unterhaltung 
einwandfreien Arbeitsgerätes gehört zwar allgemein zu 
den vornehmsten P flich ten  des Unternehmers (§ 549 RVO 
n .F .);  die Verletzung d ieser P flich t wird aber auch 
dann für den Unfall des Arbeitnehmers ursächlich , wenn 
d ieser das Gerät für eigenw irtschaftliche F r e iz e it­
arbeiten benutzt hat.

Der innere Zusammenhang kann in  derartigen Fällen  
auch dann noch n icht bejaht werden, wenn das Wissen 
des Stammuntemehmers h in z u tr itt , daß der Arbeitnehmer 
das Gerät zu F reizeitarb eiten  benutzen wird, die mit 
dem Betrieb des Stammunternehmers n ichts zu tun haben, 
vielmehr im sozialversicherungsrechtlichen Sinne a ls  
"eigenwirtschaftliche" Betätigung des Arbeitnehmers zu 
werten sind.

Es genügt auch n ich t, daß der Arbeitnehmer selber  
- w ie  h ier -  zu einem vor dem A rbeitsunfall liegenden  
Zeitpunkt bei der Errichtung der unfallursächlich  ge­
wordenen ArbeitsVorrichtung im Rahmen des Unternehmens 
des Stammunternehmers mitgewirkt h atte . Anderenfalls 
wäre er z.B . auch dann beim Stammunternehmer mitver- 
sich ert, wenn er a ls  Teilnehmer am allgemeinen Ver­
kehr durch eben den Mangel der Arbei t s Vorrichtung ver­
le t z t  wird, den er selber mitverursacht h atte . Eine 
so weit gehende Ausdehnung des B egriffs des Arbeits­
u n fa lls  wäre nicht vertretbar.

c) S ch ließ lich  i s t  auch die so z ia lp o lit isch e  
Erwägung des Berufungsgerichts n icht überzeugend, der



Arbeitnehmer werde bei G efä lligkeitsarbeiten  in  der 
Regel ohne Versicherungsschutz bleiben, wenn man in  
diesen Fällen einen A rbeitsunfall im Betriebe des 
Stammuntemehmens verneine. Ob ein Arbeitnehmer bei 
Ausführung von G efä lligkeitsarb eiten  Versicherungs­
schutz g en iesst, hängt davon ab, ob er in  dem fremden 
Betrieb wie ein  Arbeitnehmer ein geglied ert und bereit 
i s t ,  den Weisungen des fremden Unternehmers Folge zu 
le is te n  (BGH Urt. v. 16. Dezember 1958 -  VI ZR 251/57 -  
VersR 1959» 109). Dabei i s t  unerheblich, ob die 
Tätigkeit le d ig lic h  aus G efä lligk eit s ta ttf in d e t;  es 
kommt nicht auf die Beweggründe, sondern auf die Art 
der Betätigung an (BSG 5» 168, 172). Nach § 539 Abs.2 
RVO n.F. sowie nach anderen einschlägigen Bestimmun­
gen der RVO (z.B . § 657 Abs.1 Nr.7) wird auch bei 
kurzfristigen  G efä lligkeitsarb eiten  in  großzügiger 
Weise Versicherungsschutz gewährt, wie auch die in  
dem h ier zu entscheidenden F all gewährte Anerkennung 
a ls  A rbeitsunfall im Betrieb der Firma Richard 
& Sohn beweist.

Auch d ieser vom Berufungsgericht angeführte 
Gesichtspunkt trägt somit die Entscheidung n ich t.
Diese mußte deshalb aufgehoben werden.

3. Das Revisions ge r ieh t i s t  nicht in  der Lage, 
die Frage des A rbeitsunfalls im Betriebe des Be­
klagten zu entscheiden, da der Sachverhalt in  wesent­
lichen  Punkten unaufgeklärt i s t .  Für die Entscheidung 
dieser Frage kann von Bedeutung sein , welcher Ver­
tragsinhalt der Erstellung des Gerüstes zugrundelag, 
ob d iese Leistung en tg e lt lich  oder u n en tgeltlich  war,
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ob der Beklagte s ie  aus G efä lligk eit gegenüber 
Richard K flH B - etwa unter dem Gesichtspunkt der 
Kundenwerbung oder des Kundendienstes -  oder vor­
wiegend im eigenen Interesse erbracht hat oder 
ob etwa das A rbeitsverhältnis zu dem Verunglückten 
der ausschlaggebende Anknüpfungspunkt für die Er­
stellu n g  des Gerüstes war. In diesem Zusammenhang 
könnte ferner Bedeutung haben, ob der Beklagte nach 
Arbeitsschluß ein ige B ielen von dem Gerüst entfernte  
und ob er etwa nicht damit rechnete, daß das Gerüst 
noch nach Feierabend benutzt werden könnte. Bie Aus­
führungen des Berufungsgerichts lassen  überdies nicht 
klar erkennen, daß der Verunglückte nur nach Feier­
abend auf dem Gerüst gearbeitet hat. Nach dem im 
Berufungsurteil S. 2 dargelegten Tatbestand war B ieter  
Kaiser nach Arbeitsschluß im Auftrag se in es Vaters 
mit dem Grundieren des Bachgesimses b esch äftig t, 
während das Berufungsgericht in den Entscheidungs­
gründen (S. 17) davon ausgeht, daß er die Gipserarbei­
ten offenbar nach Feierabend ausgeführt hat. Es i s t  
nicht e r s ic h tlic h , worauf sich  d ieses "offenbar” be­
z ieh t. Zudem ergaben sich  in  der RevisionsVerhandlung 
Zweifel h in sich tlich  des Zeitpunkts des U nfalls.

Erst nach Klärung d ieser Punkte wird sich  beur­
te ile n  lassen , ob die bei dem Unfall ausgeübte Tätig­
k e it  noch in  einem ausreichenden inneren Zusammen­
hang mit dem Betrieb des Beklagten stand. Bei der 
rechtlichen  Beurteilung wird das Berufungsgericht zu 
berücksichtigen haben:

Nur wenn der Beklagte B ieter K flB D dessen  Vater 
zur Burchführung der Gipsersarbeiten zur Verfügung g e s te l lt  ,



11

d.h. wenn er a ls Stammuntemehmer en tg e ltlich  oder 
u nentgeltlich  Auftrag (und nicht nur die Erlaubnis) 
zu einer vorübergehenden H ilfe le istu n g  e r t e i l t  hatte  
(Lauterbach aaO § 648 Anm. 11, 13), wird eine Be­
wertung d ieser Arbeit nach den für LeiharbeitsVer­
h ä ltn isse  herausgearbeiteten Grundsätzen in  Betracht 
kommen•

Sofern ein  solcher Auftrag nicht f e s tg e s te l l t  
werden kann, wird das Berufungsgericht bei Entschei­
dung der Frage, wann ein  Versicherungsschutz in  dem 
Unternehmen des Stammunternehmers bei einer m itte l­
baren Rückwirkung der privaten T ätigkeit auf betrieb­
lich e  Belange -  etwa unter dem Gesichtspunkt des 
Kundendienstes oder der Kundenwerbung oder der Er­
haltung und Verbesserung des Betriebsklimas -  bejaht 
werden kann, die von der Rechtsprechung hierfür ent­
wickelten strengen Maßstäbe zu berücksichtigen haben. 
So hat z.B. das Bundessozialgericht entschieden, daß 
ein U nfall, den ein  Arbeitnehmer nach Beendigung der 
A rbeitsschicht bei der Benutzung einer B etriebsein­
richtung mit Genehmigung des Unternehmers für eigene 
private Zwecke - e r l i t t ,  se lb st dann nicht zu der 
versicherten Beschäftigung d ieses Unternehmers ge­
hörte, wenn der Arbeitnehmer dafür eine Gebühr ent­
r ich te te  und der Unternehmer an dem Verkauf des 
M aterials für die zu bearbeitende Sache verdiente. 
Weder der z e it lic h e  Zusammenhang eines kurz nach 
BetriebsSchluß eingetretenen Unfalls mit der vorange­
gangenen B etr ieb stä tigk eit noch ein  Interesse des 
Unternehmers an der Erhaltung und Verbesserung des 
Betriebsklimas oder an einer guten A rbeitsleistung
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seines Arbeitnehmers aus Gründen der Betriebswerbung 
noch der damit verbundene f in a n z ie lle  V orteil bilden  
nach Meinung des Bundessozialgerichts einen rechts­
erheblichen ursächlichen Anknüpfungspunkt zu der be­
tr ieb lich en  T ätigkeit (BSG 14, 295).

Ebenso hat das Landessozialgericht Niedersachsen 
(U rt.v. 16. Januar 1968 BerGen.1969, 278) die Voraus­
setzungen des Versicherungsschutzes für den P all ver­
n ein t, in  dem ein Unternehmer einem seiner Kunden die 
Ausführung eines von diesem erbetenen Reparaturauf- 
trages abgelehnt, ihm aber anheimgegeben h atte , die 
Reparaturarbeiten von seinem Betriebsangehörigen in  
der arb eitsfre ien  Z eit,unter Benutzung des Werkzeugs 
des Unternehmens ausführen zu lassen  und d ieser durch 
die Benutzung des Werkzeugs einen Unfall e r l i t t .

I I .

Eine'abschließende Entscheidung des Revisions­
gerichts im Sinne der Revision i s t  auch nicht etwa 
deshalb geboten, w eil der Beklagte auch bei Bejahung 
eines A rbeitsunfalls ( in  Bezug auf seinen Betrieb) 
haften würde. Die Revision w ill  d ies zwar wegen grober 
Fahrlässigkeit des Beklagten nach § 640 RVO bejaht 
wissen. In diesem Punkte i s t  aber dem Berufungsgericht 
beizutreten , das die Voraussetzungen des § 640 RVO 
n.P. verneint. Das Berufungsgericht geht ohne nähere 
Begründung davon aus, der Beklagte habe durch Nicht­
beachtung der UnfallverhütungsvorSchriften -  UW -  
(Pehlen der Spannschrauben an den zum Gerüstbau ver­
wendeten einsprossigen Leitern) den A rbeitsunfall
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I I I .

Auf die Revision der Klägerin war hiernach 
das angefochtene U rte il aufzuheben und der Rechts­
s tr e it  zu erneuter Prüfung und Entscheidung an das 
Berufungsgericht zurückzuverweisen.

Pehle Dr. Bode Dr. Weber

Nüßgens Scheffen
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des Dieter KflHHi fah rlässig  verursacht. Eingehend 
führt es sodann aus, ihn tr e ffe  jedoch keine grobe 
Fahrlässigkeit, Aus der Unfallverhütungsvorschrift 
"Gerüste” habe er unmittelbar nicht entnehmen können, 
welche Art von Leitern er im Zeitpunkt des U nfalls 
habe verwenden dürfen. Zudem habe sich  die Klägerin 
se lb st nicht an die UW gehalten und die Weiterver­
wendung anderer a ls  der nach DIN 4411 a lle in  noch 
zulässigen dreisprossigen G erüstleitern auch nach dem 
1. März 1956 geduldet, die einsprossigen G erüstlei­
tern sogar durch Beschluß ihrer Vertreterversammlung 
vom 24. September 1963 für eine Übergangszeit -  während 
der sich  der h ier zu behandelnde Unfall ereignete -  
wieder zugelassen, sofern s ie  mit Spannschrauben ver­
sehen waren. Da s ie  somit se lb st nicht auf der Ein­
haltung ihrer UW bestanden habe ., könne es dem Be­
klagten nicht a ls  grobe Fahrlässigkeit angelastet 
werden, wenn er mit einer laxen Handhabung d ieser  
Vorschriften gerechnet und die erst s e i t  1963 begrün­
dete P flic h t, einsprossige G erüstleitern mit Spann­
schrauben zu versehen, nicht beachtet habe.

Diese Ausführungen lassen  einen Rechts- oder 
Verfahrensfehler nicht erkennen. Der Senat hat die 
dagegen erhobenen Rügen der Revision geprüft. Von 
einer Begründung wird nach Art. I Nr. 4 EntlG v.
15. August 1969 abgesehen. Die Entscheidung, ob das 
Verschulden des Unternehmers an dem Unfall s ich  a ls  
grobe Fahrlässigkeit im Sinne des § 640 Abs. 1 S. 1 
RVO n.F. d a r s te llt ,  i s t  nach ständiger Rechtsprechung 
weitgehend Sache des Tatrichters und insoweit der 
Nachprüfung in  der Revisionsinstanz entzogen.
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